
Frau Dr. Kaufmann (PDS):

Ja, weil wir beantragt hatten, einzeln über die einzelnen Absät­
ze abzustimmen.

Erklärung zum Abstimmungsverhalten: 1. Die PDS, die sieh 
für eine Vereinigung beider deutscher Staaten ausgesprochen 
hat, lehnt prinzipiell den Weg des Anschlusses der DDR über Ar­
tikels des Grundgesetzes ab.

(Zurufe: Beitritt!)

Aus diesem Grunde habe ich dem ersten Absatz der Beschluß­
empfehlung zugestimmt, den Beitritt der DDR zum Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes der BRD heute nicht zu vollziehen. Aus 
dem gleichen Grund habe ich auch die Annahme des dritten Ab­
satzes der Beschlußempfehlung abgelehnt, in dem zwei andere 
Termine genannt werden.

2. Die in dem zweiten Absatz genannten Voraussetzungen für 
einen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik sehe ich als Minimal­
bedingungen für eine Vereinigung beider deutscher Staaten an. 
Bei der Abstimmung habe ich mich der Stimme enthalten, weil 
diese Bedingungen weder jetzt erfüllt sind, noch am 14. Oktober 
erfüllt sein werden.

Zum Beispiel werden am 14. Oktober die Länderparlamente 
erst gewählt. Sie sind dann längst noch nicht mit bestehenden 
Landesregierungen handlungsfähig. Außerdem ist bis heute 
nicht ersichtlich, daß im zweiten Staatsvertrag wirklich alle Fra­
gen und Probleme im Interesse der Bürgerinnen und Bürger der 
DDR zufriedenstellend geregelt werden.

Abschließend möchte ich noch hinzufügen, daß diese meine 
Haltung auch von allen Mitgliedern der Fraktion geteilt wird.

(Beifall bei der PDS)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. - Bitte, Herr Walther.

Prof. Dr. W a 11 h e r (DSU):

Ich gehe davon aus, daß wir jetzt über den Antrag der CDU re­
spektive der SPD abstimmen, und bitte um eine Auszeit.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Das war in der Tat geplant, daß jetzt über diese Anträge abge­
stimmt wird.

Dann möchte ich Sie doch wenigstens darüber unterrichten, 
damit Sie das auch in Ihren Beratungen berücksichtigen kön­
nen, daß zum Antrag der CDU-Fraktion, Drucksache Nr. 177, ein 
Abänderungsantrag vorliegt, der lautet:

„Die Wahl für das gesamtdeutsche Parlament findet in der 
vom Grundgesetz der BRD vorgesehenen Frist, also zu dem 
bisher avisierten Termin 2. Dezember 1990, statt.“

Dieser Abänderungsantrag heißt mit anderen Worten, daß der 
Text durch das Gegenteil ersetzt wird.

(Heiterkeit)

So etwas kann passieren, wenn der Abänderungsantrag ange­
nommen wird. Wenn er abgelehnt wird, bleibt es bei dem Text. 
Dann wird über den Text abgestimmt. So ist das. Sie sollten das 
für Ihre Beratungen wissen.

Sie sollten auch wissen, daß ein Abänderungsantrag von der 
Fraktion Die Liberalen vorliegt, der besagt:

„Die Verfassungsorgane der Bundesrepublik Deutschland 
werden gebeten, die Möglichkeit zu eröffnen, die Wahlen

zum gesamtdeutschen Parlament am 14.10. 1990 durchzu­
führen. Unabhängig davon erklärt die DDR am 14.10. 1990 
den Beitritt nach Artikel 23 des Grundgesetzes zur Bundes­
republik Deutschland.“

Dieser Abänderungsantrag ist nun freilich - darüber wird 
noch in der Pause zu beraten sein - die Wiederholung einer Sa­
che, die wir offenkundig in der letzten Abstimmung bereits abge­
lehnt haben.

Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Krause.

Dr. Krause (CDU/DA):

Herr Höppner, ich würde Sie bitten, daß Sie in ordentlichen 
Einzelschritten den Abgeordneten dieses Hauses erklären, wie 
die Vorgaben zur Beschlußfassung einschließlich der Abände­
rungsanträge sind. Aus Ihrem Wortlaut war das nicht eindeutig 
erkennbar.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Das werde ich gern noch einmal tun, wenn das nicht eindeutig 
erkennbar war. Dies ist ein Abänderungsantrag - der erste, den 
ich vorgelesen habe - von der Fraktion Bündnis 90/Grüne, ist for­
muliert als Abänderungsantrag.

(Zurufe von der Fraktion CDU/DA:
Aha! - Unverständliche Zurufe)

Dann habe ich mich versprochen. Versprecher erzeugen manch­
mal große Verwirrung. Ich bitte um Verzeihung.

Der Antrag der CDU, wie er in Drucksache Nr. 177 verzeichnet 
ist, soll nach Wunsch der Fraktion Bündnis 90/Grüne praktisch 
durch den Text ersetzt werden, den ich Ihnen vorgelesen habe. 
Würde diese Vorlage durch diesen Text geändert, wäre es sach­
lich das Gegenteil von dem, was hier steht, sage ich, einmal grob 
gesprochen. Darüber muß befunden werden. Würde der Abän­
derungsantrag angenommen, dann würde über diese Vorlage 
noch einmal abgestimmt. Da es nur ein Satz ist, ist es praktisch 
die gleiche Abstimmung noch einmal. Wird er abgelehnt, wird 
dann über den Satz abgestimmt, den die CDU-Fraktion einge­
bracht hat. Das ist das eine.

Nun haben wir aber noch einen zweiten Abänderungsantrag, 
und wir werden die Pause nutzen, um noch einmal zu klären, was 
eigentlich das Problem darstellt: daß hier noch einmal ein Datum 
genannt worden ist, nachdem wir durch die letzte Abstimmung 
gerade das Nennen von Daten gestrichen hatten.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Nicht grundsätzlich.)

Aber auch das wäre ein Abänderungsantrag, der, unter Umstän­
den sogar satzweise abgestimmt, hier eingefügt oder hinzuge­
fügt werden könnte.

Werden die Anträge abgelehnt, bleibt es bei dem von der CDU 
beantragten Text. - Herr Krause noch einmal!

Dr. Krause (CDU/DA):

Herr Höppner, mir liegt nicht daran, Sie zu korrigieren; das 
tue ich recht ungern. Zwischen einem Datum und einem Zeit­
raum ist ein ordentlicher Unterschied. Ich bitte, daß Sie das zur 
Kenntnis nehmen.

(Heiterkeit und Widerspruch)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Ich habe aber nur von einem gewissen Problem gesprochen, 
das sich klären läßt.

1318


